
www.ssoar.info

Garantieren Wahlen demokratische Legitimität?
Kneip, Sascha; Merkel, Wolfgang

Veröffentlichungsversion / Published Version
Zeitschriftenartikel / journal article

Zur Verfügung gestellt in Kooperation mit / provided in cooperation with:
Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung (WZB)

Empfohlene Zitierung / Suggested Citation:
Kneip, S., & Merkel, W. (2017). Garantieren Wahlen demokratische Legitimität? Aus Politik und Zeitgeschichte :
Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament, 67(38/39), 18-24. https://hdl.handle.net/10419/170680

Nutzungsbedingungen:
Dieser Text wird unter einer CC BY-NC-ND Lizenz
(Namensnennung-Nicht-kommerziell-Keine Bearbeitung) zur
Verfügung gestellt. Nähere Auskünfte zu den CC-Lizenzen finden
Sie hier:
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/3.0/deed.de

Terms of use:
This document is made available under a CC BY-NC-ND Licence
(Attribution-Non Comercial-NoDerivatives). For more Information
see:
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/3.0

http://www.ssoar.info
https://hdl.handle.net/10419/170680
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/3.0/deed.de
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/3.0


econstor
Make Your Publications Visible.

A Service of

zbw
Leibniz-Informationszentrum
Wirtschaft
Leibniz Information Centre
for Economics

Kneip, Sascha; Merkel, Wolfgang

Article  —  Published Version

Garantieren Wahlen demokratische Legitimität?

Aus Politik und Zeitgeschichte

Provided in Cooperation with:
WZB Berlin Social Science Center

Suggested Citation: Kneip, Sascha; Merkel, Wolfgang (2017) : Garantieren Wahlen
demokratische Legitimität?, Aus Politik und Zeitgeschichte, ISSN 2194-3621, Bundeszentrale
für politische Bildung, Bonn, Vol. 67, Iss. 38/39, pp. 18-24,
http://www.bpb.de/apuz/255960/garantieren-wahlen-demokratische-legitimitaet

This Version is available at:
http://hdl.handle.net/10419/170680

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your
personal and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial
purposes, to exhibit the documents publicly, to make them
publicly available on the internet, or to distribute or otherwise
use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open
Content Licence (especially Creative Commons Licences), you
may exercise further usage rights as specified in the indicated
licence.

  https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/3.0/de/

www.econstor.eu



APuZ  38–39/2017

18

GARANTIEREN WAHLEN 
DEMOKRATISCHE LEGITIMITÄT?

Sascha Kneip · Wolfgang Merkel

„Wahlen sind heutzutage primitiv. Eine Demo-
kratie, die sich darauf reduziert, ist dem Tode 
geweiht“, provozierte jüngst der belgische His-
toriker David Van Reybrouck in seinem vielbe-
achteten Buch „Gegen Wahlen“. 01 Was ist davon 
zu halten? Fragt man Bürgerinnen und Bürger in 
westlichen Demokratien, was sie am ehesten mit 
dem Konzept der Demokratie verbinden, so fällt 
ihnen in aller Regel zunächst die Möglichkeit der 
Stimmabgabe in freien, fairen und gleichen Wah-
len ein. Tatsächlich dürften die meisten Bürger im 
Laufe ihres Daseins als Citoyens demokratischem 
Regieren nie näher kommen als im demokrati-
schen Wahlakt selbst; über die Wahl ihrer Reprä-
sentanten sind sie direkt an der Herstellung de-
mokratischer Legitimität beteiligt. 

Die Autorisierung politischer Macht wird in 
repräsentativen Demokratien maßgeblich über 
die freie, gleiche und allgemeine Wahl politi-
scher Parteien und Personen legitimiert. Im de-
mokratischen Wahlakt, so könnte man mit repu-
blikanischem Pathos sagen, kommt die kollektive 
demokratische Selbstbestimmung zu ihrem legiti-
men – wenngleich auch immer nur vorläufigen – 
Abschluss. 

Allerdings wirkt dieses Pathos mitunter selt-
sam hohl. Sinkende Wahlbeteiligungen, der Mit-
glieder- und Vertrauensschwund der Parteien, ihr 
Macht- und Reputationsverlust, der Ruf der Bür-
ger nach direktdemokratischen Verfahren und 
demokratischen Innovationen, eine aus Sicht der 
Bürger abnehmende accountability, also eine feh-
lende Verantwortlichkeit gewählter Repräsen-
tanten, und zurückgehende Parteimitgliedschaf-
ten lassen zunehmend Zweifel daran aufkommen, 
dass Wahlen ihre demokratische Legitimations-
funktion noch hinreichend erfüllen. 

Larry M. Bartels, einer der führenden Wahl-
forscher der USA, behauptet, dass ein erheblicher 
Anteil der Wählerinnen und Wähler aufgrund ei-
ner Reihe „irrationaler Vorurteile“ und der Un-
fähigkeit, wirtschaftliche oder gesellschaftliche 

Entwicklungen bestimmten politischen Akteu-
ren zuzuschreiben, gar nicht in der Lage sei, die 
Rolle als rationale und mündige Bürger in der 
Demokratie auszufüllen. 02 Während Bartels vor-
nehmlich auf psychologische und kognitive Pro-
bleme des Wählens abhebt, betonen etwa die Po-
litikwissenschaftler Armin Schäfer oder Bernhard 
Weßels, 03 dass die Zunahme sozioökonomischer 
Ungleichheit zu asymmetrischer politischer Be-
teiligung führt – die oberen und mittleren Schich-
ten der Gesellschaft beteiligen sich, die unteren 
Schichten steigen aus. Dies muss als demokrati-
sches Paradox erscheinen, da freie und allgemei-
ne Wahlen jedem Bürger ein gleiches Stimmrecht 
und Stimmgewicht zuschreiben. Ganz offen-
sichtlich vermögen es Wahlen auch in entwickel-
ten Demokratien aber nicht, die gesellschaftliche 
Stratifizierungswucht des neoliberalen Kapitalis-
mus in der OECD-Welt zu brechen, 04 obwohl 
von diesem vor allem die oberen 1 Prozent oder 
0,1  Prozent der Gesellschaft unverhältnismäßig 
profitieren. 05

Van Reybrouck argumentiert gar, dass Wah-
len schon grundsätzlich nicht als „Krönungsmo-
ment“ der Demokratie verstanden werden sollten, 
sondern vielmehr als die Ursache für ein moder-
nes „Demokratiemüdigkeitssyndrom“. 06  Wah-
len, so der Historiker, seien elitär, aristokratisch 
und damit das Gegenteil von gleichberechtig-
ter Teilhabe. Dieser Abgesang auf die Legitima-
tionskraft des demokratischen Wahlakts wird in 
unterschiedlichen Varianten von so prominen-
ten Politik- und Sozialwissenschaftlern wie Co-
lin Crouch, 07 John Keane, 08 Pierre Rosanvallon 09 
oder Wolfgang Streeck 10 geteilt.

Trifft er aber den Kern des politischen Pro-
blems, und vermag er gar Alternativen zu Wahlen 
und Parteien vorzutragen? Die Antwort verlangt 
eine Verständigung darüber, was demokratische 
Legitimität im 21. Jahrhundert bedeutet und wel-
che Rolle Wahlen, Parteien und unweigerlich 
auch das Parlament noch spielen, spielen müss-
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ten und spielen können. Darüber hinaus gilt es zu 
klären, wie es um die Legitimationskraft alterna-
tiver demokratischer Beteiligungsformen jenseits 
von Wahlen eigentlich bestellt ist. 

KONZEPT DEMOKRATISCHER 
LEGITIMITÄT

Das Funktionieren moderner Demokratie beruht 
nicht zuletzt auf ihrer Fähigkeit, demokratische 
Legitimität – und damit sich selbst – beständig 
neu zu generieren. Sprudeln die Quellen demo-
kratischer Legitimität nicht mehr zureichend 
oder werden sie durch undemokratische Formen 
ersetzt, geraten Demokratien zwangsläufig in 
eine Legitimitätskrise. Diese muss keineswegs zu 
einem Regimewandel oder gar einem Kollaps der 
Demokratie führen. Viel wahrscheinlicher ist, zu-
mindest in der OECD-Welt, eine innere Aushöh-
lung der Demokratie oder auch nur bestimmter 
Teilbereiche, etwa durch die Verlagerung der Ent-
scheidungsgewalt von gewählten Repräsentanten 
auf Experten oder supranationale Regime.

Demokratische Legitimität zeichnet sich, abs-
trakt gesprochen, durch die Verknüpfung der 
Idee des ethischen Individualismus – das freie 

01	 David Van Reybrouck, Gegen Wahlen. Warum Abstimmen 
nicht demokratisch ist, Göttingen 2016, S. 61.
02	 Vgl. Larry M. Bartels, The Irrational Electorate, in: The Wilson 
Quarterly, Autumn 2008; Christopher H. Achen/ders., Democracy 
for Realists. Why Elections Do Not Produce Responsive Govern-
ment, Princeton 2016.
03	 Vgl. Armin Schäfer, Der Verlust politischer Gleichheit. Warum 
die sinkende Wahlbeteiligung der Demokratie schadet, Frank
furt/M. 2015; Bernhard Weßels, Politische Ungleichheit beim 
Wählen, in: Wolfgang Merkel (Hrsg.), Demokratie und Krise. Zum 
schwierigen Verhältnis von Theorie und Empirie, Wiesbaden 2015, 
S. 67–94.
04	 Vgl. Wolfgang Merkel, Is Capitalism Compatible with Demo-
cracy?, in: Zeitschrift für Vergleichende Politikwissenschaft 2/2014, 
S. 109–128.
05	 Vgl. Thomas Piketty, Capital in the Twenty-First Century, Cam-
bridge, MA 2014.
06	 Van Reybrouck (Anm. 1), S. 46.
07	 Vgl. Colin Crouch, Postdemokratie, Frankfurt/M. 2008.
08	 Vgl. John Keane, Eine kurze Geschichte über die Zukunft 
von Wahlen, in: Aurel Croissant/Sascha Kneip/Alexander Petring 
(Hrsg.), Demokratie, Diktatur, Gerechtigkeit. Festschrift für Wolf-
gang Merkel, Wiesbaden 2017, S. 53–73.
09	 Vgl. Pierre Rosanvallon, Demokratische Legitimität. Unpartei-
lichkeit – Reflexivität – Nähe, Hamburg 2010.
10	 Vgl. Wolfgang Streeck, Die Demokratie in der Krise, in: 
Daniel Brühlmeier/Philippe Mastronardi (Hrsg.), Demokratie in 
der Krise. Analysen, Prozesse und Perspektiven, Zürich 2016, 
S. 67–76.

und selbstbestimmte Individuum ist Ausgangs-
punkt aller Überlegungen – mit der Vorstellung 
von Volkssouveränität sowie deren Einhegung 
durch eine Verfassungsordnung aus, die Freiheit, 
Gleichheit sowie Grund- und Menschenrechte 
prinzipiell unantastbar macht. In ihr verbindet 
sich damit die normative Dimension demokra-
tischer Herrschaftsrechtfertigung mit der em-
pirischen Dimension der Akzeptanz der Herr-
schaftsausübung durch die Bürgerinnen und 
Bürger eines demokratischen Gemeinwesens. Die 
rechtsstaatliche Demokratie mit ihren Schutz- 
und Beteiligungsrechten definiert einerseits die 
normative Substanz demokratischer Legitimität; 
die Ausübung der Volkssouveränität in Wahlen, 
Abstimmungen und vielfältigen Formen der po-
litischen Partizipation sorgt andererseits in einer 
institutionalisierten Legitimationskette zwischen 
Volk und Repräsentanten für die Zurechenbarkeit 
politischer Entscheidungen zum demokratischen 
Souverän beziehungsweise dessen Repräsen-
tanten. Die Einhegung demokratischer Regie-
rungsgewalt durch Recht und Verfassung ermög-
licht und ergänzt also idealerweise die majoritäre 
Herrschaft des Souveräns über sich selbst. 

Institutionen und Verfahren sind damit eng 
an die normativen Gehalte demokratischer Ord-
nungen geknüpft. Sie müssen sich stets daraufhin 
prüfen lassen, inwieweit sie diese (noch) erfüllen 
und in reale Politik umsetzen. Dies gilt insbe-
sondere für die grundlegenden demokratischen 
Verfahren, Akteure und Institutionen wie allge-
meine Wahlen, Parteien und Parlamente – alle-
samt politische Erfindungen des 17. bis 19. Jahr-
hunderts. Sie besitzen keine Ewigkeitsgarantien, 
sondern müssen auch im 21. Jahrhundert bewei-
sen, dass sie den normativen Kerngehalt demo-
kratischer Herrschaft, nämlich die kollektive 
Selbstregierung grundrechtsgeschützter Indivi-
duen, stützen und weiterentwickeln können – 
und nicht zu substanzentleerten Fassaden ver-
kommen sind. 

Die tatsächliche Herstellung demokratischer 
Legitimität erfolgt über das Zusammenspiel von 
Bürgern und politischen Akteuren, Verfahren 
und Institutionen sowie politischen Entschei-
dungsergebnissen. Eine wichtige Rolle spielt da-
bei die retrospektive wie prospektive Evaluation 
dieser Verfahren, Institutionen und Entschei-
dungsergebnisse durch die Bürger selbst. Die Ak-
zeptanz der Bürger allein genügt jedoch nicht. 
Jede einzelne Institution, jeder politische Akteur 
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Abbildung: Prozessmodell demokratischen Legitimitätsglaubens

Bürger

Interessengruppen

Zivilgesellschaft/NGOs

Parteien

Regierung

Parlament Justiz

Bürokratie

Akteure

Staatliche
Institutionen

Legitimitätsquellen
als Basis

Prozess

Feedback

Input

Throughput

Output

Ev
al

ua
tio

n 
du

rc
h 

di
e 

Bü
rg

er

Le
gi

tim
itä

tsg
la

ub
en

– kollektive Identität als politische Gemeinschaft
– liberaldemokratische Grundrechte
– geteilte Werte und Normen
– akzeptierte Verfahren

Quelle: Eigene Darstellung

muss sich der stetigen Prüfung anhand der nor-
mativen Grundannahmen demokratischer Herr-
schaft unterziehen. So ist etwa die mehrheitliche 
Zustimmung der ungarischen Wahlbevölkerung 
zur illiberalen Regierungsweise ihres Premiermi-
nisters Viktor Orbán keine hinreichende demo-
kratische Legitimation für das gegenwärtige de-
fektdemokratische Regime in Ungarn. Auch die 
offenkundige Hinnahme des durch die demokra-
tisch gewählte PiS vorangetriebenen Rechtsstaats-
abbaus in Polen legitimiert diese Maßnahmen aus 
demokratietheoretischer Sicht keineswegs. Glei-
ches gilt umso mehr für die Politik der gewählten, 
aber dennoch autoritären Regierungen Wladimir 
Putins und Recep Tayyip Erdoğans.

Allgemeine, gleiche, freie und selbst faire 
Wahlen garantieren noch keineswegs die demo-
kratische Legitimität eines demokratischen Sys-
tems. Sie müssen in einen demokratischen Pro-
zess eingebettet werden, der Bürgerpartizipation 
mit konstitutionellen Verfahren und fairen Poli-
tikergebnissen verbindet, wie das Prozessmodell 
demokratischen Legitimitätsglaubens grafisch 
verdeutlicht (Abbildung).

Begreift man den demokratischen politischen 
Prozess als eine ineinandergreifende Abfolge von 
Input, Throughput und Output, dann stehen de-

mokratische Wahlen zweifellos im Zentrum der 
Inputdimension. Als die wichtigsten Inputfunk-
tionen für die Produktion demokratischer Legi-
timität lassen sich Unterstützung (supports) und 
Forderungen (demands) der Bürgerinnen und 
Bürger identifizieren, die diese nicht nur, aber vor 
allem im Wahlakt zum Ausdruck bringen. Der 
sogenannte Throughput liegt zwischen In- und 
Output. Er meint den staatlichen Kernbereich der 
Demokratie, in dem die verbindlichen Entschei-
dungen geformt und getroffen (Legislative), im-
plementiert (Exekutive) und gegebenenfalls über-
prüft (Justiz) werden. Wichtigste Akteure für die 
Übersetzungsleistung bleiben in Demokratien 
die politischen Parteien und, in geringerem Maße, 
Interessengruppen, die die Anforderungen ihrer 
Mitglieder und Sympathisanten sammeln, artiku-
lieren und repräsentieren.

Auch Nichtregierungsorganisationen (NGOs) 
und Bürgerinitiativen sind in den letzten drei 
Jahrzehnten als besondere, normativ orientier-
te Interessengruppen wichtige Akteure für die 
Legitimitätsproduktion geworden. Sie artiku-
lieren ebenfalls Bürgerpräferenzen, repräsentie-
ren sie aber auf unterschiedliche Art und Weise. 
Anders als Parteien oder politische Eliten genie-
ßen NGOs wie Amnesty International, Human 
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Rights Watch, der BUND oder andere zivilge-
sellschaftliche Assoziationen hohe Zustimmung 
und moralische Autorität in der Bevölkerung. 
Allerdings wurden sie von dieser in keinem den 
Wahlen vergleichbaren Legitimationsakt dazu er-
mächtigt, auch gesellschaftlich verbindliche Ent-
scheidungen zu fällen. 

Ob diese unterschiedlichen Artikulations- 
und Repräsentationsmodi mehr oder weniger de-
mokratische Legitimität erzeugen und ob sie die 
klassischen repräsentativen Institutionen und 
Verfahren der Demokratie ergänzen oder erset-
zen können, ist keineswegs ausgemacht. Gleiches 
gilt für das Agieren der Bürger selbst, wenn sie 
ihre Bedürfnisse statt in Wahlen über Bürgerin-
itiativen, Volksbegehren, Volksentscheid oder 
Protest signalisieren. Ob diese alternativen Par-
tizipationsformen zusätzlichen Legitimitätsglau-
ben innerhalb der und an die Demokratie erzeu-
gen können, soll im Folgenden an zwei Beispielen 
diskutiert werden. 

ZUR LEGITIMATIONSKRAFT 
ALTERNATIVER 

BETEILIGUNGSFORMEN

Unter den vielen Varianten alternativer Betei-
ligungsformen jenseits demokratischer Wahlen 
werden derzeit zwei als besonders vielverspre-
chend diskutiert: direktdemokratische Referenden 
sowie deliberative Konsultations- und Entschei-
dungsbeteiligungen durch Bürgerversammlungen, 
Bürgerräte, Bürgerhaushalte oder „Mini-Publics“. 
Was ist unter demokratischen Legitimitätsge-
sichtspunkten von diesen Alternativen zu halten?

Volksabstimmungen
Am ehesten erzeugen Volksabstimmungen die 
Zustimmung der Bürger zum politischen Sys-
tem. Diese vom Demos direkt getroffenen Ent-
scheidungen haben aus der Perspektive der 
Volkssouveränität eine nicht bestreitbare Legi-
timität. Legitimationstheoretisch sind direkte 
Entscheidungen des Staatsvolks jenen indirek-
ten der gewählten Volksvertreter überlegen. In 
der Legitimationspraxis ist jedoch von kardinaler 
Bedeutung, in welchem Umfang der Demos tat-
sächlich an den Volksabstimmungen teilnimmt. 11 
Nehmen weniger als 50 Prozent der Wahlberech-

11	 Vgl. Wolfgang Merkel/Claudia Ritzi (Hrsg.), Die Legitimität 
direkter Demokratie, Wiesbaden 2017.

tigten an einer Abstimmung teil oder entscheiden 
25 Prozent der Stimmberechtigten gegen ein Ge-
setz, das zuvor von 75 Prozent der Parlamentari-
er gebilligt wurde – die vielleicht wiederum mit 
einer Wahlbeteiligung von 75  Prozent gewählt 
worden sind –, dann verblasst das Argument der 
legitimatorischen Überlegenheit direkter Volks-
abstimmungen erheblich. Hinsichtlich der Wahl-
beteiligung sind hohe Abstimmungs- und Ent-
scheidungsquoren eine legitimatorische conditio 
sine qua non von Volksabstimmungen.

Demokratietheoretisch vorbildlich geregelt 
ist dies etwa bei den abrogativen Referenden in 
Italien, durch die einzelne Gesetze aufgehoben 
werden können. Eine eher schlechte institutio-
nelle Ausgestaltung manifestiert sich in den nicht 
vorhandenen oder relativ niedrigen Abstim-
mungsquoren in der Schweiz, Kalifornien oder 
den meisten deutschen Bundesländern, die dem 
italienischen Beispiel in dieser Hinsicht legiti-
matorisch deutlich unterlegen sind. 12 Empirische 
Analysen zeigen, dass Volksabstimmungen das 
Problem zurückgehender Bürgerbeteiligung und 
ansteigender sozialer Selektivität nicht lindern 
können. Das Gegenteil ist der Fall: Nicht „das 
Volk“ stimmt ab, sondern eine soziale Schrumpf-
version desselben begibt sich zu den Wahlurnen. 
In ihm sind die Gebildeten, die Besserverdienen-
den und die Männer überrepräsentiert. Der De-
mos zeigt also eine noch deutlich stärkere soziale 
Schieflage, als sie mit Recht bei Parlamentswah-
len beklagt wird. Die direkte Demokratie ver-
stärkt die diagnostizierte Krankheit der sozialen 
Selektion also, statt sie zu lindern.

Auch hinsichtlich der Substanz der Entschei-
dungen, den policies, fällt die Legitimationsprü-
fung eher negativ aus. In Ländern oder Einzel-
staaten, in denen häufig Volksabstimmungen 
abgehalten werden, wie etwa der Schweiz und 
Kalifornien, setzen sich meist wirtschafts- und 
sozialpolitisch eher konservative und neolibe-
rale Interessen in der Haushaltspolitik durch. 
Dies macht Volksabstimmungen gerade unter 
den neoklassischen Ökonomen wie Bruno Frey 
und Gebhard Kirchgässner so beliebt. 13 Geht es 

12	 Vgl. ebd.
13	 Vgl. u. a. Bruno S. Frey, Direct Democracy: Politico-Economic 
Lessons from Swiss Experience, in: American Economic Review 
2/1994, S. 338–342; Lars P. Feld/Gebhard Kirchgässner, Direct 
Democracy, Political Culture, and the Outcome of Economic Policy. 
A Report on the Swiss Experience, in: European Journal of Political 
Economy 2/2000, S. 287–306.
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um Fragen der Gleichberechtigung und der An-
erkennung von religiösen, ethnischen oder se-
xuellen Minderheiten, tendieren Volksentschei-
de, grosso modo, konservativer und illiberaler zu 
sein, als es Parlamentsentscheidungen sind oder 
wären. 14 Es ist daher kein Zufall, dass gerade die 
Rechtspopulisten gegenwärtig zu den entschie-
densten Fürsprechern von Volksabstimmungen 
gehören. Auch, dass einige europäische Bevölke-
rungen (etwa in Frankreich, den Niederlanden, 
Großbritannien oder den Visegrád-Staaten) viel 
stärkere Vorbehalte gegen die europäische Inte-
gration hegen als die entsprechenden nationalen 
Parlamente, macht direktdemokratische Instru-
mente für Rechtspopulisten attraktiv. 15 Wesent-
liche Legitimationsprobleme der gegenwärtigen 
Demokratien wie die asymmetrische politische 
Partizipation oder den wachsenden Trend zur Il-
liberalität vermögen Volksabstimmungen jeden-
falls nicht zu beheben. 

Deliberation
Wenn es in den vergangenen drei Jahrzehnten ein 
neues Paradigma in der Demokratietheorie gege-
ben hat, dann jenes der Deliberation (Beratschla-
gung). Die theoretischen Grundlagen dafür hat 
vor allem Jürgen Habermas geschaffen. Ausge-
hend von seiner frühen Schrift zum „Struktur-
wandel der Öffentlichkeit“ (1962), weiterentwi-
ckelt in seinem monumentalen Werk „Theorie 
des kommunikativen Handelns“ (1981) und auf 
den Boden der rechtsstaatlichen Demokratie ge-
holt in „Faktizität und Geltung“ (1992), entwirft 
der Philosoph die Konturen und Begründungen 
einer Theorie der deliberativen Demokratie – ei-
ner Demokratie also, in der die Bürger unter an-
derem durch den öffentlichen Diskurs stärker an 
vernunftorientierten politischen Entscheidungs-
prozessen teilhaben. 16 Vielfach kopiert und er-
gänzt, selten erreicht und nie grundlegend infrage 

14	 Vgl. etwa die unterschiedlichen Entscheidungen zu Migra-
tionsfragen in Schweizer Kantonen, je nachdem, ob sie von den 
Kantonalparlamenten oder über Volksabstimmungen getroffen 
werden.
15	 Insofern sind Rechtspopulisten Realisten, die eine Überein-
stimmung der Volksabstimmungspraxis mit ihrer Programmatik 
erkennen, während linke Parteien auf den Legitimationsvorteilen 
der Theorie direkter Demokratie beharren, ohne zur Kenntnis zu 
nehmen, dass diese in der Praxis manchen ihrer Prinzipien und 
Ziele zuwiderläuft.
16	 Vgl. Jürgen Habermas, Faktizität und Geltung. Beiträge zur 
Diskurstheorie des Rechts und des demokratischen Rechtsstaats, 
Frankfurt/M. 1992.

gestellt, hat die Politikwissenschaft daraus unter-
schiedlich voraussetzungsvolle Konzepte entwi-
ckelt. 17 Gemeinsam sind diesen mindestens drei 
tragende Elemente:

–– der freie und diskriminierungsfreie Zu-
gang zu den Deliberationsarenen für alle 
(inclusion);

–– ein Moderator beziehungsweise „Ermög-
licher“, der sicherstellt, dass allen Teilneh-
mern die gleichen Diskussionschancen 
eingeräumt werden und sich keine Domi-
nanzstrukturen herausbilden (facilitator);

–– die Zufälligkeit der Auswahl der Delibera-
tionsteilnehmer, um einen repräsentativen 
Querschnitt aus der Bevölkerung abzubil-
den (randomness).

Über diesen drei Bedingungen schwebt die über-
ragende Idee, Vernunft prozedural in die Po-
litik einzuschleusen. Es geht dabei um nichts 
weniger als das Allgemeinwohl und das Nach-
denken über die Rechtfertigung und die Bedin-
gungen der Möglichkeit vernünftiger und fairer 
Politik. Strategisches, also macht- und interessen-
geleitetes Handeln soll durch kommunikatives, 
also verständigungsorientiertes Handeln ersetzt 
werden. 18

17	 Vgl. Joshua Cohen, Deliberation and Democratic Legitimacy, 
in: Alan Hamlin/Philip Pettit (Hrsg.), The Good Polity: Normative 
Analysis of the State, Oxford 1989, S. 17–34; James S. Fishkin, 
Democracy and Deliberation: New Directions for Democratic 
Reform, New Haven 1991; Rainer Schmalz-Bruns, Reflexive 
Demokratie. Die demokratische Transformation moderner Politik, 
Baden-Baden 1995; John S. Dryzek, Deliberative Democracy 
and Beyond. Liberals, Critics, Contestations, Oxford 2000; 
Robert E. Goodin, Democratic Deliberation Within, in: Philosophy 
and Public Affairs 1/2000, S. 81–109; Amy Gutmann/Dennis F. 
Thompson, Why Deliberative Democracy? Princeton 2004; Rai-
ner Forst, Die Herrschaft der Gründe. Drei Modelle deliberativer 
Demokratie, in: ders., Das Recht auf Rechtfertigung. Elemente 
einer konstruktivistischen Theorie der Gerechtigkeit, Frankfurt/M. 
2007, S. 224–269; John Parkinson/Jane Mansbridge (Hrsg.), 
Deliberative Systems, Cambridge 2012; André Bächtiger/Domi-
nik Wyss, Empirische Deliberationsforschung – ein systematischer 
Überblick, in: Zeitschrift für Vergleichende Politikwissenschaft 
2/2014, S. 155–181.
18	 Die unterschiedlichen Konzepte, Verfahren, Voraussetzungen 
und Wirkungen können hier nicht ausführlich erläutert werden. 
Vgl. auch die zum Teil kritischen Abhandlungen von Adam Prze-
worski, Deliberation and Ideological Domination, in: Jon Elster 
(Hrsg.), Deliberative Democracy, Cambridge 1998, S. 140–160; 
Ian Shapiro, The State of Democratic Theory, Princeton 2003; 
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Wir verkennen keineswegs mögliche posi-
tive Legitimationswirkungen der deliberativen 
Demokratie. Solche sind insbesondere dann 
zu vermuten, wenn die Ergebnisse demokrati-
scher Deliberation die legitimitätserzeugenden 
„Schleusen demokratischer und rechtsstaatli-
cher Verfahren am Eingang des parlamentari-
schen Komplexes oder der Gerichte (…) passie-
ren“. 19 Dennoch lassen sich mehrere kritische 
Anmerkungen gegenüber deliberativen Ver-
sammlungen anführen – insbesondere dann, 
wenn ihnen nicht nur konsultative Kompeten-
zen, sondern auch Entscheidungsbefugnisse zu-
erkannt werden sollen.

Interessen: Der Ausschluss partikularer In-
teressen aus dem Diskurs überzeugt nicht. Plu-
ralisten von Ernst Fraenkel bis Seymour Martin 
Lipset sehen gerade im freien, geregelten, aber 
durchaus konfliktiv ausgerichteten Streit unter-
schiedlicher Interessen die Essenz der Demo-
kratie. An dessen Ende steht in der Regel nicht 
der Konsens, sondern der Kompromiss. Auch 
Chantal Mouffe sieht gerade im Konflikt das 
„eigentlich Politische“. Ihn zu negieren, hie-
ße, nur der Verschleierung der ökonomischen 
Gegensätze im Kapitalismus Vorschub zu leis-
ten. 20 Ähnlich argumentiert Ian Shapiro, wenn 
er bezweifelt, dass sich für einige eklatante In-
teressen- und Weltanschauungsunterschiede 
überhaupt eine gemeinsame deliberative Iden-
tifizierung finden ließe. 21 Dies dürfte für so un-
terschiedliche Bereiche wie Fragen des Schwan-
gerschaftsabbruchs ebenso gelten wie für den 
unterstützten Suizid oder die Steuer-, Sozial- 
und Tarifpolitik.

Kognition: Es drängt sich der Verdacht auf, 
dass auch durch „Expertenanhörungen“ die er-
heblichen informationellen Unterschiede zwi-
schen unterschiedlich gebildeten Bürgern in 
Fragen der Steuer- und Haushaltspolitik, der Re-

Claudia Landwehr, Demokratische Legitimation durch rationale 
Kommunikation. Theorien deliberativer Demokratie, in: Oliver W. 
Lembcke/Claudia Ritzi/Gary S. Schaal (Hrsg.), Zeitgenössische 
Demokratietheorie, Band 1: Normative Demokratietheorien, 
Wiesbaden 2012, S. 355–385.; Danny Michelsen/Franz Walter, 
Unpolitische Demokratie. Zur Krise der Repräsentation, Berlin 
2013; Wolfgang Merkel, Nur schöner Schein? Demokratische 
Innovationen in Theorie und Praxis, Otto-Brenner-Stiftung, OBS-
Arbeitsheft 80/2015.
19	 Habermas (Anm. 16), S. 432.
20	 Vgl. Chantal Mouffe, The Democratic Paradox, London 2000.
21	 Vgl. Shapiro (Anm. 18), S. 10.

gulierung internationaler Finanzmärkte oder der 
Klima-, Industrie- und Forschungspolitik nicht 
ausgeglichen werden können.

Das Gleiche gilt für die Rhetorik: Ein Staats- 
oder Rechtsanwalt, eine Professorin für Kog-
nitionspsychologie oder eine TV-Journalistin 
verfügen schon aufgrund ihrer Profession über 
andere rhetorische Durchsetzungsfähigkeiten 
als ein Maurer, ein Müllwerker oder eine Kas-
siererin, deren berufliche Fähigkeiten nichts mit 
diskursiven Kompetenzen zu tun haben. Ihre 
Interessen kennen die Letztgenannten hingegen 
durchaus.

Facilitator: Der Facilitator soll zwar dafür 
sorgen, dass weder die unterschiedlichen infor-
mationellen Ressourcen noch die rhetorischen 
Fähigkeiten den symmetrischen Diskurs verzer-
ren. Aber selbst wenn sich solch beeindruckende 
Persönlichkeiten in nennenswerter Zahl finden 
lassen, wirft dies sofort die alte Frage auf: Wer 
bewacht die Wächter, beziehungsweise wer kon-
trolliert die mit immenser potenzieller (Manipu-
lations-)Macht ausgestatteten Facilitators?

Organisation: Wie viele deliberative (Mini-)
Publics soll und kann es eigentlich geben? Und zu 
welchen Themen? Damit diese politisch wirklich 
von Bedeutung sein können, müssten sie zu Tau-
senden auf den unterschiedlichen Entscheidungs-
ebenen institutionalisiert werden, was nicht son-
derlich praktikabel erscheint. Wenn umgekehrt 
jedes Jahr nur eine nationale Deliberation statt-
fände, wäre diese eher ein partizipatives Placebo 
als ein relevanter Beitrag zur Politikproduktion. 22

Akzeptanz: Es gibt keine besonders über-
zeugenden Argumente, warum Bürgerinnen und 
Bürger durch Los zustande gekommenen Laien-
versammlungen mehr Legitimitäts- und Effizi-
enzglauben entgegenbringen sollten als den von 
ihnen gewählten Parlamenten und Repräsentan-
ten, die über politische Erfahrung verfügen und 
der Rechenschaftspflicht und dem Transparenz-
gebot unterworfen sind.

Kurzum: Die Legitimationskraft deliberativer 
Verfahren ist in der Theorie groß, in der Praxis je-
doch von beschränkter Güte. Deliberation kann 

22	 Es kommt nicht von ungefähr, dass in den vergangenen 
Jahren immer wieder die gleichen deliberativen Versammlungen 
exemplarisch zitiert werden: die Citizens’ Assembly on Electoral Re-
form in British Columbia 2004, die Citizens’ Assembly on Electoral 
Reform in Ontario 2006/07; die verfassungsgebende Versamm-
lung in Island 2010–2012 und die Convention on the Constitution 
in Irland 2013.



APuZ  38–39/2017

24

und sollte daher innerhalb demokratischer Orga-
nisationen und Institutionen ein hohes Gewicht 
zukommen – außerhalb sollten ihr in der Regel 
nur konsultative Kompetenzen zugeschrieben 
werden. Für das eigentliche policy making taugen 
sie kaum. 23

KEIN ABGESANG  
AUF WAHLEN

Dass die Legitimationskraft alternativer Be-
teiligungsformen und -verfahren überschau-
bar bleibt, heißt nun allerdings nicht, dass mit 
den demokratischen Wahlen alles zum Besten 
stünde. Für die demokratische Legitimität ge-
genwärtiger repräsentativer Demokratien ist es 
zweifellos problematisch, dass die traditionel-
len Akteure (Parteien) und Beteiligungsformen 
(Wahlen) Vertrauen und Unterstützung der Bür-
ger verlieren, die Parteien aber nach wie vor die 
wichtigsten institutionellen Wächter der Poli-
tik- und Entscheidungsproduktion in allen eta-
blierten Demokratien sind. Allerdings besitzen 
die politischen Parteien weiterhin umfangreiche-
re Formen der Ex-ante-Legitimität (über freie 
und allgemeine Wahlen) und der Ex-post-Ver-
antwortlichkeit (etwa für die Regierungspolitik), 
als sie jede NGO oder nichtgewählte politische 
Körperschaft hat oder haben kann. Die politi-
schen Parteien stecken also gewissermaßen in 
einer legitimatorischen Klemme zwischen einer 
nachlassenden Verankerung in der Gesellschaft 
und sinkendem Vertrauen der Bürger einerseits 
und einem – über Wahlen legitimierten – fast 
monopolistischen Zugang zu den staatlichen 
Entscheidungsarenen und Ressourcen anderer-
seits. Allerdings können auch die diskutierten 
„demokratischen Innovationen“ diese Legitimi-
tätslücke nur sehr begrenzt ausfüllen.

Die hier vorgetragenen Überlegungen sind 
daher auch kein Abgesang auf Wahlen, Parteien 
oder gar die repräsentative Demokratie. Allge-
meine, gleiche und freie Wahlen sind in repräsen-
tativ-demokratischen Regimen überlegene Legi-
timations- und Autorisierungsverfahren. Allein 
Volksabstimmungen können zumindest in der 
Theorie der Volkssouveränität eine höhere Legiti-

23	 So besteht eine eklatante Diskrepanz zwischen der Bedeutung 
deliberativer Theorieproduktion und der geringen Bedeutung, die 
deliberative Verfahren de facto in repräsentativen Demokratien 
jenseits der parlamentarischen Arena spielen (können).

mität beanspruchen. In der Praxis sind die demo-
kratieproblematischen Nebenerscheinungen von 
Volksabstimmungen jedoch erheblich. Demokra-
tische Innovationen wie Bürgerräte oder digitale 
Plattformen für Kampagnen und Abstimmungen 
können die repräsentative Demokratie ergän-
zen und beleben. Dies gilt aber zunächst nur für 
die Teilhabeseite der Demokratie. Für verbindli-
che gesellschaftliche Entscheidungen hingegen ist 
ihre demokratische Legitimitätsausstattung aus-
gesprochen dünn.

Die Grundfesten der repräsentativen Demo-
kratie – Wahlen, Parteien, Parlamente – stehen 
also keineswegs vor ihrer Schleifung, wohl aber 
vor großen Herausforderungen. Um diesen zu 
begegnen, muss an erster Stelle eine Reformie-
rung und Vitalisierung von Parteien, Parlament 
und Regierung selbst stehen. Demokratische 
Neuerungen können diese Versuche ergänzen, 
selten aber ersetzen. Es geht nicht allein um die 
Ablösung des Alten durch das Neue. Das Alte 
muss so lange Bestand haben, wie das Neue nicht 
zeigen kann, dass es zu mehr und nicht zu we-
niger demokratischer Legitimität führt. Dies 
ist nicht zuletzt das Grundprinzip deliberativer 
Argumentation.

Dieser Text ist eine erweiterte Fassung unseres 
Beitrags in den WZB-Mitteilungen, Heft 156 
(Juni 2017).
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